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Bereits im Jahr 1999 hat die Europäische Kommission die Initiative „e-Europe“ ins Leben gerufen. Die

österreichische Bundesregierung hat im April 2000 unter dem Titel „e-Austria in e-Europe“ begonnen, Strukturen

für e-Government in Österreich zu schaffen. Mit dem Verwaltungsreformgesetz 2001 sind im AVG die

rechtlichen Voraussetzungen für ein papierloses e-Verwaltungsverfahren geschaffen worden.

In den letzten Jahren ist das Schlagwort „e-Government“ nicht nur regelmäßig in der Literatur aufgetaucht,

mögliche Anwendungen im Rahmen von e-Government haben konkrete Formen angenommen und werden auf

unterschiedlichen Ebenen der Verwaltung bereits praktiziert. Der vorliegende Leitfaden unternimmt den

Versuch, die spezifisch verwaltungsrechtlichen und –organisatorischen Aspekte von e-Government darzustellen

und vor allem eine Hilfe für die Gemeinden zu sein, die e-Government auf- oder ausbauen wollen. Auch für

Leser ohne einschlägiges –  rechtliches wie technisches – Vorwissen werden im ersten Teil des Buches

verständliche Begriffsdefinitionen und Darstellungen der verschiedenen Formen von e-Government geboten.

Darüber hinaus werden das Innovationspotential und der Nutzen von e-Government von einem wirtschaftlichen

Standpunkt aus dargelegt. Man wird auch umfassend über die Rahmenbedingungen für e-Government

informiert, wobei hierbei das Hauptaugenmerk auf die sicherheitsbezogenen und rechtlichen Aspekte gelegt

wird.

In der zweiten Hälfte des Buches wird ein Leitfaden für die Implementierung von e-Government-Applikationen

geboten, der in neun Teilen die einzelnen Phasen eines solchen Projektes beschreibt und in übersichtlicher Form

die – der Meinung der Autoren nach notwendigen – Schritte skizziert. Auch werden die unterschiedlichen

Integrationsstufen der EDV in den Verfahrensablauf erläutert, eine für Gemeinden nicht unwesentliche

Differenzierung, bestehen doch beträchtliche finanzielle Unterschiede zwischen diesen einzelnen Stufen. Doch

auch in Bezug auf die Finanzierung gibt der „Leitfaden e-Government“ zumindest gute Tipps, wie man e-

Government-Projekte finanzieren könnte. Um möglichst praxisnah zu erscheinen, werden zu Ende des Buches

die e-Government-Strukturen in Österreich und auch im europäischen Umfeld beschrieben, wie auch

ausgewählte Projekte aufgezeigt, die mit einer kurzen Beschreibung und einer Internetadresse versehen sind. In

Zusammenhang mit einem Internetzugang kann man sich so einen relativ guten Überblick über die

unterschiedlichsten Ansätze in der Ausgestaltung von e-Government verschaffen. In das Buch eingearbeitete

einschlägige Umfragen des Österreichischen Städtebundes und die zahlreichen graphischen Darstellungen der

Ergebnisse tragen ebenfalls zu einer leichten Lesbarkeit bei, die bei überblicksartigen Darstellungen ein wichtiges

Kriterium ist.

In der heutigen Zeit, in der die IT-Branche sehr kurzen Entwicklungszyklen unterworfen ist, wollen die

Einführung und der Ausbau von e-Government-Anwendungen wohl überlegt sein. Das vorliegende Buch bietet

einen guten Überblick über die für die Gemeinden und Städte zu beachtenden Aspekte und will in erster Linie

ein Handbuch für den Praktiker, und da besonders für die Managementebene in den Gebietskörperschaften, sein.

Obwohl für Informationen, die über einen Überblick hinausgehen, die jeweils einschlägige Fachliteratur

herangezogen werden muss, kann der „Leitfaden e-Government“ in jedem Fall als Einstieg in die Materie e-

Government empfohlen werden.


